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4. Abschnitt 

Schutz der Pflanzen- und Tierwelt und der unbelebten Natur 

§ 21 

Naturschutzgebiete 

(1) Die Landesregierung kann außerhalb geschlossener Ortschaften gelegene Gebiete, die durch eine 
besondere Vielfalt der Tier- oder Pflanzenwelt ausgezeichnet sind oder in denen seltene oder von der Ausrottung 
bedrohte Pflanzen- oder Tierarten oder seltene Lebensgemeinschaften von Tieren oder Pflanzen vorkommen, 
durch Verordnung zu Naturschutzgebieten erklären, wenn die Erhaltung dieser Gebiete im öffentlichen, wie etwa 
im wissenschaftlichen, Interesse gelegen ist. 

(2) In Verordnungen nach Abs. 1 sind der Schutzzweck, dem die Erklärung eines Gebietes zum 
Naturschutzgebiet dient, anzugeben und, soweit dies jeweils zur Erhaltung des betreffenden Naturschutzgebietes 
erforderlich ist, entweder für den gesamten Bereich des Naturschutzgebietes oder für Teile davon zu verbieten: 

 a) die Errichtung, Aufstellung und Anbringung von Anlagen sowie die Änderung von Anlagen, sofern die 
Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 berührt werden; 

 b) der Neubau, der Ausbau und die Verlegung von Straßen und Wegen; 

 c) die Errichtung von oberirdischen elektrischen Leitungsanlagen für Starkstrom sowie von 
Luftkabelleitungen; 

 d) Geländeabtragungen und Geländeaufschüttungen außerhalb eingefriedeter bebauter Grundstücke; 

 e) die Vornahme von Neuaufforstungen; 

 f) die Durchführung von Außenlandungen und Außenabflügen; 

 g) jede erhebliche Lärmentwicklung; 

 h) das Düngen; 

 i) die Verwendung von Giftstoffen in solcher Weise, dass dadurch der Tier- oder Pflanzenbestand 
beeinträchtigt oder gefährdet werden kann; 

 j) die Verwendung von Kraftfahrzeugen. 

(3) Von den nach Abs. 2 festgelegten Verboten sind Maßnahmen der üblichen land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzung sowie die Jagd und Fischerei insoweit ausgenommen, als dadurch der 
Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird. In Verordnungen nach Abs. 1 sind jene Maßnahmen, die den 
Schutzzweck beeinträchtigen können, ausdrücklich zu bezeichnen. 

(4) Die nach anderen landesrechtlichen Vorschriften erforderlichen Bewilligungen für Vorhaben, die durch 
Verordnungen nach Abs. 1 verboten sind, dürfen erst dann erteilt werden, wenn eine rechtskräftige 
naturschutzrechtliche Ausnahmebewilligung vorliegt. Bescheide, mit denen entgegen dieser Bestimmung eine 
Bewilligung erteilt wird, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler. 


